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Entwurf einer Entschließung des Europäischen Parlaments zur Zwangsheirat

Das Europäische Parlament,

A. in der Erwägung, dass die Zwangsheirat eine Verletzung des Grundsatzes der freien 
Einwilligung darstellt, die mit keinerlei Begründung kultureller Art gerechtfertigt werden 
kann,

B. in der Erwägung, dass die Zwangsheirat eine Verletzung der Menschenrechte darstellt, die 
in verschiedenen internationalen Übereinkommen verankert sind und die zu den 
grundlegenden Prinzipien der Europäischen Union als Raum der Sicherheit, der Freiheit 
und des Rechts gehören,

C. in der Erwägung, dass die frankophonen Minister mit Zuständigkeit für den Schutz von 
Kindern in der Erklärung von Bamako vom 29. März 2001 folgenden Grundsatz bekräftigt 
haben: „Die Einwilligung der künftigen Ehepartner muss frei bekundet werden. Im 
gegenteiligen Falle ist die Ehe nichtig, und jedwede sexuelle Handlung wird als sexuelle 
Gewalt angesehen werden“,

fordert den Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten auf,

1. Zwangsehen als schwerwiegenden Verstoß gegen das Recht auf freie Bekundung der 
Einwilligung zu behandeln;

2. anzuerkennen, dass die Gefahr, zu einer Zwangsheirat gezwungen zu werden, ein Grund 
für die Gewährung des Rechts auf Rückkehr in das Land der EU ist, in dem die 
betreffende Person ihren Wohnsitz hat, wenn die Ehe in einem Drittstaat geschlossen 
werden sollte;

3. die Bekämpfung von Zwangsehen zu einem prioritären Anliegen in den Beziehungen der 
EU zu Drittstaaten zu machen und dazu auf die „Menschenrechtsklausel“ 
zurückzugreifen;

4. die NRO zu unterstützen, die sich für die Abschaffung solcher Praktiken in den Ländern 
einsetzen, in denen sie unter Verweis auf Kultur und Traditionen gerechtfertigt werden.


